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(Nr. 9977.) Geſetz, betreffend die Aufhebung der Verpflichtung zur Beſtellung von Amts⸗ 
kautionen. Vom 7. März 1898. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
F. 

Die Verpflichtung der Staatsbeamten zur Kautionsleiſtung nach Maßgabe 
des Geſetzes, betreffend die Kautionen der Staatsbeamten, vom 25. März 1873 
(Geſetz-Samml. S. 125) wird vorbehaltlich der Beſtimmung in $. 2 des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes aufgehoben. 

2. 

Unberührt bleibt die Verpflichtung der Gerichtsvollzieher und der Hypo⸗ 
thekenbewahrer im Geltungsbereiche des Rheiniſchen Rechts zur Beſtellung von 
Amtskautionen. 

Durch Beſchluß des Staatsminiſteriums kann für dieſe Beamten an Stelle 
der in den $$. 4 bis 12 des Geſetzes vom 25. März 1873 Geſetz-Samml. 
S. 125) vorgeſchriebenen Art der Kautionsbeſtellung eine andere Form der 
Sicherheitsleiſtung, insbeſondere die Uebernahme einer Geſammthaftung durch 
eine Vereinigung von Beamten, zugelaſſen werden. 


Die Amtskautionen der nach §. 1 von der Kautionsleiſtung befreiten Beamten 
werden zurückgegeben. Die Rückgabe erfolgt nach näherer Beſtimmung des 
Finanzminiſters innerhalb einer zweijährigen Friſt nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes. 

Für etwaige vor der Rückgabe bekannt gewordene Erſatzanſprüche bleiben 
die Kautionen verhaftet. Ihre Rückgabe bleibt in Höhe der erhobenen Anſprüche 
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Ausgegeben zu Berlin den 17. März 1898. 


bis dahin ausgeſetzt, daß über die Begründung der letzteren endgültige Feſt⸗ 
ſtellung getroffen iſt. 1 8 198 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. . | 

Gegeben Berlin, im Schloß, den 7. März 1898. 


c (I. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Boſſe. Frhr. v. Hammerſtein. 


Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
a v. Bülow. i ii 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
find. bekannt gemacht: f 


1) das am 15. November 1897 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Entwäſſerungsgenoſſenſchaft II zu Fleringen im Kreiſe Prüm durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 49 S. 493, ausgegeben 
am 10. Dezember 1897; a f ee 

das am 15. November 1897 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Drainagegenoſſenſchaft zu Dagobertshauſen im Kreiſe Melſungen durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Caſſel Nr. 50 S. 279, aus⸗ 
gegeben am 15. Dezember 1897 5 ER En 
das am 22. Dezember 1897 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft II zu Weinsfeld im Kreiſe Prüm durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier, Jahrgang 1898 Nr. 7 S. 52, 
ausgegeben am 18. Februar 1898; i 

das am 5. Januar 1898 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft Oſtwingen durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Bromberg Nr. 4 S. 53, ausgegeben am 27. Januar 1898, 
das Allerhöchſte Privilegium vom 31. Januar 1898 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Eſſen im Betrage 
von 4000 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Düſſeldorf Nr. 8 S. 45, ausgegeben am 26. Februar 1898. 


1 
— 


2 
— 


> 
— 


an 
— 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


